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in dem Rechtsstreit

Kläger und Revisionsklägera

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte„

Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

März 1967 durch

Der 11„

mündliche Verhandlung vom 170

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n

= Vorsitzender —;
Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g ‚ _
Bundessozialrichter Sohleifenbaum und

VBundessozialrichter V i e h w e g e r

für Redat erkannt;

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des
Land835021algerichts NordrheinÜWestfalen vom
100 Februar 1965 aufgehobeno Die Beklagte wird

verurteilt, dem Kläger für die Zeit vom

3„ Januar 1957 bis 370 Juli 1960 die höhere

Rente mit insgesamt 683,90 DM zu zahleno

Im übrigen wird die Sache zu neuer Ente

scheidung an das Landessozialgericht zurück«
verwieseno
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Die Beteiligten streiten über die Höhe der Rente des Klägers„

insbesondere über die Bewertungckn*in der polnischen Ange«

stelltenversicherung zurückgelegten Beitragszeiten und
über

die Anrechnung weiterer Versichérungszeiteno

Durch Bescheid vom 50 März 1953 gewährte die Landesversiche»

rungsanstalt Westfalen dem Kläger (geboren am 19„ November

1887 in Kattowitz O/S) ab 1° Dezember 1952 Altersruhegeld in

Höhe von monatlich 181‚10 DM„ Sie berechnete die Rente nach
der Verordnung über die Einführung der ReichSVersicherung in

den eingegliederten Ostgebieten (OstgebietsV0) vom 22„ De»
„zember 1941 (BGBl I 777) und legte deshalb den erhöhten Grunde '

betrag von 840‚—— DM zugn1nde; für die durch ein Beitragsbuch
nachgewiesenen polnischen Versicherungszeiten wurde der Steigew

runssbetrag nach einem Arbeitsentgelt von 86„690 Zloty errechm
meta Dieses Entgelt wurde in Reichsmark = Deutsche Mark zum

Kurs 1 3 0,50 umgerechnet° Ab 1() Dezember 1954 wurde die Rente

erhöht, mit Wirkung vom 1° Januar 1957 nach Art„ 2 @@31 ff
des Angestelltenversicherungs—Néuregelungsgesetzes (AnVNG)

umgestellt und auf Grund des 10 Rentenanpassungsgesetzes (RAG)

und des 20 RAG zum 10 Januar 1959 bzw° zum 1° Januar 1960

angepaßt° ' ’ ‘ ' '

Mit seiner Klage gegen den Bescheid vom 5„ März 1953 begehrte

der Kläger eine höhere Rente° Während des Klageverfahrens
,

erließ die Beklagte den Bescheid vom 220 Juni 1960 (richtige

gestellt durch den Bescheid vom 14° Juli 1960);sie hob den

Bescheid vom 50 März 1953 auf Grund der vom Kläger im März

1960 nachgebrachten Bescheinigungen polnischer Versicherungen

behörden vom 11° August 1959 und vom 19„ Januar 1960 auf und

stellte die Rente rückwirkend vom 10 Dezember 1952 an nunmehr
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mit dem regelmäßigen Grundbetrag
von 444‚-— DM neu f€Sta

und zwar ab 1:, Dezember 1952 auf 143,80 DM (statt bisher

181„10nm), ab 1„ Dezember1954auf 175,80DM(bisher
211,10 DM)‚ab 1° Januar 1957 auf 313,50 DM (bisher
298„20 rm), ab 1° Januar 1959 auf 332,70 DM (bisher
316340 DM) und ab 10 Januar 1960 bis 31° Juli 1960 auf

352350 DM(bisher 535„20 DM); ab 1° August 1960 wurde
der neue Zahlbetrag von 352‚50 DM gewährt„ Gleichzeitig

stellte sie die Rente des Klägers nach Art° 6 5 6 des

Fremdrenten— und Auslandsrenten—Neuregelungsgesetzes

(FANG) vom 250 Februar 1960 (BGBl I 93) unter Einstufung
des Klägers in die Leistungsgruppe } der Anlage 1 zu @ 22

des Fremdrentengesetzes (FRG) erneut uma Da sich kein

höherer Zahlbetrag ergab (Faktorenrente von 282,34 DM

gegenüber 313‚50 DM nach der bisherigen Feststellung)‚

wurde der bisherige nach dem 15 und 2° RAG angepaßte

Zahlbetrag (552,50 DM) weitergewährto In dem Bescheid

vom 22° Juni 1960 heißt es: "Bei der Rentenzahlung bis
'zum 310 Juli 1960 behält es sein Bewenden"„ In dem Be—
scheid vom 140 Juli 1960 errechnete die Beklagte für

die gesamte Zeit ab 10 Dezember 1952 bis 31„ Juli 1960

eine "Überzahlung" von 10143‚80 DM, die sie nicht zurück—

forderte° Das Sozialgericht (SG) Detmold verurteilte die
Beklagte, den Kläger für die Zeit nach Vollendung des

45° Lebensjahres in die Leistungsgruppe 2 der Anlage 1

zu @22 FRG einzustufen; im übrigen wies es die Klage

ab (Urteil vom 170 Mai 1961)° Auf Grund dieses Urteils
stellte die Beklagte die Rente des Klägers durch Bescheid

vom 10° Oktober 1961 erneut nach Art„ 6 $ 6 FANG umo Da

sich auch unter Berücksichtigung der teilweisen Einstufung_

in die Leistungsgruppe 2 kein höherer Zahlbetrag ergab

(Faktorenrente Von 287,52 DM gegenüber 315950 DM nach der

bisherigen Feststellung)‚ wurde wiederum der bisherige

Zahlbetrag weitergewährt° ‘
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Mit seiner Berufung begehrte der Kläger weiterhin eine höhere
Renteo Er wandte sich gegen die Änderung des Grundbetrages

(444‚——DMstatt 840‚—»DM)und verlangte ab 1„ Januar 1957
die Berücksichtigung des Unterschiedsbetrages zwischen dem
höheren und dem regelmäßigen Grundbetrag als Steigerungsbetrag;

ferner begehrte er die Anrechnung weiterer Versicherungszeiten

(li März 7935 bis 370 Dezember 7939 und lo Januar 1945 bis

31„ Dezember 1944); außerdem beanspruchte er für die Umrechnung
der Zloty—Verdienste in DM einen günstigeren Umrechnungskurso

Das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein—Westfalen wies die
Berufung zurück (Urteil vom 10° Februar 1965)3 Nachdem der
Kläger bisher nicht bekannte polnische Versicherungsunter»

lagen vorgelegt habe‚ sei die Beklagte nach @ 1744 Abs„ 1

Ziff° 6 der Reichsversicherungsordnung (EVO) ioVom„ % 204

des Angestelltenversicherungsgesetzes (AVG) zur "rückwirkenden

Richtigstellung" der Rentenberechnung berechtigt gewesena Die
Voraussetzungen für den im Bescheid vom 50 März 1953 gewährten

erhöhten Grundbetrag von 840‚—— DM nach 5 52 der OstgebietsV0

lägen nicht voro Jedenfalls sei der Kläger dadurch, daß in dem
Bescheid vom 22„ Juni 1960 nunmehr von dem Grundbetrag von '

444‚—- DM ausgegangen werden sei, nicht beschwert, denn von der

Rückforderung der Überzahlung, die bis zum 310 Dezember 1956

infolge des früher gewährten höheren Grundbetrages eingetreten

sei, habe die Beklagte abgesehen, und für die Rentenfestm

stellung ab 10 Januar 1957 sei die Höhe des Grundbetrags ohne

Belang‚ weil der Grundbetrag zu den Rentenbestandteilen zähle‚

die sich auf die Umstellungsrente nicht auswirkeno Das Begehren

des Klägers, den Unterschiedsbetrag von jährlich 396„„m DM

(monatlich 33‚-— DM) zwischen dem regelmäßigen Grundbetrag

von 444,—— DM nach 5 36 Abs° } Satz 1 AVG aF und dem erhöhten

Grundbetrag von 840,—- DM nach 5 32 der OstgebietsV0 dem
Steigerungsbetrag zuzuschlagen, sei unbegründet„ Auch weitere

—Versioherungszeiten in der polnischen (10 März 1935 bis zum
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310 Dezember 1939) und der deutschen Angestelltenversiche»

rung (1° Januar 1943 bis zum 310 Dezember 19ü4) könnten
nicht berücksichtigt werden‚ weil nach den Aussagen der

Zeugen und den eigenen Angaben des Klägers nicht habe

festgestellt werden können‚ daß der Kläger in den streiu

tigen Zeiten eine versicherungspflichtige Beschäftigung

ausgeübt habe° Die Eintragungen in dem 19A0 ausgestellten

Arbeitsbuch des Klägers könnten zwar die dort aufgeführten

Beschäftigungen glaubhaft machen; jedoch sei nicht die Bei—

tragsentrichtung glaubhaft gemacht„ Auch das Begehren des

Klägers‚ für die Errechnung des Steigerungsbetrages seine

Zloty—Verdienste in Deutsche Mark zum Kurse von 1 z 0°80

anstelle von 1 3 0,50 umzurechnen„ sei nicht begründet,

die Umrechnung im Verhältnis von 1 Zloty 0,50 RM (DM)

ergebe sich aus der OstgebietsV0‚ insbesondere aus dem

für die Feststellung des Steigerungsbetrages festgesetzten

Steigerungssatz von 0,6 voH„ in 5 22 Ostgebietsvoo Das LSG

ließ die Revision zug

Mit der frist- und formgerecht eingelegten Revision bean«

tragt der Kläger — wie sich aus der Bezugnahme auf die im

Verfahren des lSG zuletzt gestellten Anträge ergibt -‚

das angefochtene Urteil aufzuheben und unter

Abänderung des Urteils des SG sowie der

Bescheidevom22„ Juni 1960und vom10; Ok—
tober 1961 die Beklagte zu verurteilena eine
höhere Rente zu gewähren°

Zur Begründung der Revision trug er im wesentlichen vor,

das 150 habe die Anforderungen an die Glaubhaftmachung

von Beitragszeiten und Beitragszahlungen zu hoch gespannt

und deshalb zu Unrecht die streitigen Zeiten nicht als

glaubhaft gemacht anerkannt; es habe das Ergebnis der

Beweisaufnahme nicht richtig gewürdigt„ Das LSG habe
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auch zu Unrecht die Umstellung der Zloty—Entgelte in Deutsche

Mark zum Kurs von 1 g O‚5O für rechtmäßig gehalten; die Ost“

gebietsV0 könne nicht mehr angewandt werden, weil sie eine

Maßnahme des nationalsozialistischen Regimes sei; der Zloty sei

vor Beginn des zweiten Weltkrieges ein Goldzloty gewe$eng er

sei im offiziellen Handel im Ausland zur Deutschen Mark im

Verhältnis 1 3 l gewertet worden, habe diesen Kurs auch im
freien Grenzverkehr gehabt und sei zu diesem Kurs auch 1939

vor Beginn des Krieges den Rückwanderern aus Oberschlesien

umgerechnet worden° Im Hinblick darauf, daß in der 11„ Ver_

ordnung (VO) zur Durchführung des Feststellungsgesetzes für

die Umrechnung des Zloty bis zum 31„ Dezember l939 ein Kurs

von 1 3 0,67 bis 1 ; O‚80 festgesetzt sei, sei es auch mit
dem Gleichheitsgrundsatz nach Art„ 5 des Grundgesetzes (GG)

nicht zu vereinbaren‚ wenn bei der Rentenberechnung die nach=

gewissenen Zloty—Entgelte nur im Verhältnis 1 3 0,50 angerechnet

würdeno Schließlich sei auch zu Unrecht nicht ein Teil des Grundw

betrages nach der OstgebietsV0 wie ein Steigerungsbetrag berück“

siehtigt wordena '

Die Beklagte beantragte‚

die Revision zurückzuweisen°

II

Die Revision ist zulässig (5% 162 Abs„ 1 Nr° 1‚ 16h des Soziale
gerichtsgesetzes —SGG— ); sie ist nur teilweise begründet„

Die Revision des Klägers betrifft sowohl den Bescheid vom

5° März 1953 als auch den Bescheid vom 220 Juni/la„ Juli l960„

Der Bescheid vom 220 Juni/14° Juli 1960; der nach 5 96 Abs„ 1

SGG Gegenstand des Verfahrens geworden ist‚ enthält mehrere

Regelungen° Die Beklagte hat mit diesem Bescheid den Bescheid
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‘vom So März 1953 (und die Bescheide„ die auf der Grundlage
der Rentenberechnung in diesem Bescheid ergangen sind) auf—

gehoben; die Rente des Klägers rückwirkend vom 10 Dezember
1952bi8 Zum 31„ Juli 1960 neu festgestellt und vom 1° August
1960 an dem Kläger eine — gegenüber der zuletzt gezahlten
Rente höhere — Rente von 552,50 DM gewährto Die Neufeste

stellung hat; wie Si€h aus der ”Abrechnung” der Beklagten

vom 14; Juli 1960 (Bla 107 der Gerichtsakten) ergibt‚ für
die Zeit vom 1° Dezember 1952 bis zum 31° Dezember 1956

zu niedrigeren Rentenzahibeträgen (insgesamt 7„796‚20 DM
statt der gezahlten Rehtenbeträge von insgesamt 9„625,90 DM,
"Überzahlung" sonach 1„827‚7o nm) geführt‚ für die Zeit vom
1° Januar 1957 bis zum 310 Juli 1960 dagegen zu höheren
Rentenbeträgen (insgesamt 139985,90 DM statt 13„300‚_— DM;
"Mehranspruch" des Klägers sonach 683,90 DM)° Für die Zeit
bis 31° Dezember 1956 hat sich eine niedrigere Rente des«
halb ergeben; weil die Beklagte nicht mehr - wie in dem
Bescheid vom 50 März 1953 » von dem höheren Grundbetrag

mit 840‚«— DMnach @5a Satz 2 der OstgebietsV0 (in der
Fassung durch die vo vcm 120 Oktober 1943 - BGBl I 565),
sondern von dem regelmäßigen Grundbetrag von 444,—— DM
ausgegangenisto Zuder Neufeststellungist die Beklagte
im vorliegenden Falle Ohne Rücksicht auf die Bindungs-
wirkung der früheren, dem Kläger günstigeren Bescheide

nach 5 "7“4 Abso 1 Nr„ 6 EVO ermächtigt geweseno Ob die
Beklagte dabei zu Re0ht von dem niedrigeren Grundbetrag

ausgegangen iSt9 kann Jedoch dahingestellt bleiben„ Die

Beklagte hat nämlich in dem Bescheid vom 220 Juni 1960
ausdrücklich erklärt, daß es "bei der Rentenzahlung bis

zum
31Ä Juli 1960 sein Bewenden behält"‚ und sie hat den

Betrag von 10143‚80 DM; den sie in dem Bescheid vom
140 Juli 1960 als "Übebzahlung" errechnet hat, nicht
zurückgeforderto sie hat dabei allerdings„ ebenso wie
auch das LSG; nicht beachtet, daß die "Überzahlung" in
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Wirklichkeit „ bis 310 Dezember 1956 — 1„827‚70 DM
betragen

hat; zu dem Betrag von 10143380 DM ist die Beklagte nur des«
halb gekommen‚ weil sie dem Kläger die ihm ab 1„ Januar 1957

bis 510 Juli 1960 zustehende höhere Rente mit insgesamt 683,90 DM
nicht ausbezahlt‚ sondern diesen Betrag auf die ”Überzahlung"

angerechnet hat° Aus dem Bescheid vom 220 Juni / 14„ Juli 1960

ist aber nicht ersichtlich‚ daß die Beklagte — auch nur teil—

weise — die nach ihrer Meinung zu Unrecht gezahlten Beträge

hat zurückfordern wollen° Jedenfalls ist der Beameid insoweit

nicht eindeutig° Die Beklagte muß den Bescheid so gegen sich

gelten lassen‚ wie er bei Würdigung aller Umstände hat vera

standen werden müssen (vgl„ Urteil des Senats vom 110 November

1959; BSG 119 57}° Hier lassen die Umstände = nämlich das Fehlen
einer Entscheidung über die Rückforderung des Betrages von
683‚90 DM, der Vermerk über das "Bewendenlassen" und der Ver=
zieht auf die Rückforderung des weiteren Betrages von 1„143380

DM — den Schluß zu‚ daß von einer Rückforderung der "Über=

zahlung" bis 31„ Dezember 1956 in vollem Umfang abgesehen
worden ist° Der Kläger ist damit aber „ was das LSG verkannt
hat — durch den Bescheid vom 22„ Juni/14°Juli 1960 insoweit
beschwert, als die Beklagte seinen Anspruch auf Zahlung der?

ihm ab 10 Januar 1957 bis 51„ Juli 1960 zustehenden höheren

Rente mit insgesamt 683,90 DM nicht befriedigt hat„ Da ein

Rückforderungsanspruch,mit dem die Beklagte nach @ 79 AVG

gegen diese Leistungen hätte aufrechnen können, nicht geltend

' gemacht ist‚ ist die Beklagte zur Zahlung dieses Betrages an
den Kläger zu verurteilen(} V

Auch für die Höhe der Rente ab 10 Januar 1957 kommt es auf

die Frage, welcher Grundbetrag dem Kläger bis 310 Dezember 1956

zugestanden hat9 nicht an° Selbst wenn dem Kläger bis 31„ De“

zember 1956 der höhere Grundbetrag nach der OstgebietsV0

zugestanden hätte, hätte sich dies für die Zeit ab 1„ Januar 1957
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auf die Höhe der Rente nicht mehr ausgewirkto Das LSG hat

zutreffend dargelegt„ daß der erhöhte Grundbétrag von jähr—

lich 840‚«m DM zu den "übrigen Rentenbestandteilen" im

Sinne des Art° 2 s 31 AnVNGzählt und deshalb Zur Ermitt»
lung des Steigerungsbetrages bei der Rentenumstellung zum

1° Januar 1957 in voller Höhe vom bisherigen Zahlbetrag

abzuziehen ist„ Wie der 1„ Senat des BSG in seinem Urteil

vom 10° April 1964 (ESG 21, 1 ff) mit eingehender Begrün«
dung ausgefüurt hat, gestattet es das Gesetz nicht; diesen

erhöhten Grundbeträg aufzuteilen und den über den regel—

mäßigen Grundbetrag von 44H‚-— DM jährlich (@ 36 Abs„ 2

AVG aF) hinausgehenden Teil (monatlich 33„—— DM) dem
Steigerungsbetrag zuzuschlagen° Dieser Ansicht schließt

sidu der erkennende Senat an°

Der Kläger kann eine höhere Rente auch nicht deshalb bean—

sprucheng weil für die Ermittlung des Steigerungsbetrages

nach den bis 31° Dezember 1956 geltenden Vorschriften für
die nachgewiesenen Zloty—Arbeitsentgelte ein günstigerer

Umrechnungskurs als der Kurs von 1 Zloty = 50 Deutsche

Pfennig zugrunde zu legen wäre„ Nach den mit der Revision

nicht angegriffenen Feststellungen des LSG gehört der

Kläger dem Personenkreis an‚ dessen Ansprüche und Anwart—

schaften mit Wirkung v0m 10 Januar 1940 an nach den Vor—
schriften der reichsrechtlichen Versicherungsgesetze mit

den sich aus der OstgebietsV0 ergebenden Besonderheiten

zu beurteilen gewesea sind (© 1 der VO über die Einführung
der ReichsVersicherung in den eingegliederten Ostgebieten

vom 220 Dezember 1941, BGBl I 777 ff)„ Mit dem Inkraft«
treten des Fremdrenten— und Auslandsrentengesetzes vom

Yo August 1953 (FredeG) « 10 April 1952 „ hat sich daran

insoweit nichts geändert‚ als nach S 3 Abs„ 1 und & Fremth

für das Ausmaß der Leistungsansprüche aus Versicherungs■
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:.„10„

verhältnissen in der polnischen Sozialversicherung die Ost“

gebietsV0 und die dazu erlassenen Ergänzungs— und Durchm

führungsbestimmungen weiterhin anzuwenden gewesen sind°
Na0h der 03tgebietsV0 sind die nachgewiesenen Zlotyw‘ .„

Entgelte für die Errechnung des Steigerungsbetrags zum
Kurs von 1 Zloty =\50 Reichspfennig umzustellen geweseno

Dieser Umrechnungskurs ergibt sich zwar nicht unmittelbar

aus %32 Abso 1 Nro 2 der OstgebietsV0; dort ist lediglich
bestimmt; daß als Steigerungsbetrag für das Ruhegeld für '

die in der ehemals polnischen Angestelltenversicherung
'zurückgelegten Beitragszeiten jährlich 0,6 v„H„ der nach
bisherigem Recht für die Rentenberechnung maßgebenden‚ den

Beiträgen zur ehemals polnischen Angestelltenversicherung
entsprechenden Gehaltssummen gewährt werden„ Das LSG hat
aber zutreffend dargelegt‚ daß der in dieser Vorschrift fest“=

gesetzte steigerungssatz von o‚6 v„H° im Zusammenhang mit
der allgemeinen Umstellung der Zloty—Währung in RM—Währung

im Verhältnis 2 e 1 (vgl° @ 1 Abs„ 2 der VO über die Ein«
_führung der RM—Währung in den eingegliederten Ostgebieten

vom 229 November 1939, BGBl I 2291; 5 1 Abs„ 2 der VO über

' die Währungsumstellung von Schuldverhältnissen in den in

das Deutsche Reich eingegliederten Ostgebietengvom 140 Juni
1960, BGBl I 873), die auch in 5 34 Abs„ 1 der OstgebietsV0
ihren Nieder80hlag gefunden hat, zu dieser Umrechnung zwingt„

Der Steigerungsbetrag von 096 VOH„ entspricht nämlich prake
tiSCh der damaligen reichsrechtlichen Regelung über die

Gewährung des Steigerungsbetragso Diese Regelung stellte
zwar auf Beitragskiassen ab (vg1° @36 Abso 3 AVG’aF)3 die

l Beitragsklassen richteten sich jedoch nach der Höhe des
mdütlichen RM—Ärbeitsverdienstes (vglo @@169 bis 171 AVG

RF); für einen Monatsbeitrag z„B„ der Klasse D wurde ein
Steigerungsbetrag von 1,50 RM gewährt‚ nämlich 036 V„H„ des
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durchschnittlichen monatlichen Arbeitsverdienstes (2509-— DM)

der Gehaltsklasse D; für die übrigen Gehaltsklassen ergab

sich im wesentlichen der gleiche Prozentsatzo Das aber
nötigt dazu„ die nachgewiesenen Zloty-Entgelte zur Errech—

nung des Steigerungsbetragsin Mark zunächst in RM—Gehalts—

summen im Verhältnis 2 3 1 umzustellen‚ denn nur auf diese

Weise ist der Währungsunterschied ausgeglichen und eine

gegenüber den im Reichsgebiet zurückgelegten Beitrags—

zeiten nicht gerechtfertigte bessere Bewertung der polni—

schen Eeitragszeiten vermieden worden° Auch die zu‘über—

nehmenden nach bisherigem polnischen Hecht festgestellten

Renten sind nach 5 34 Abs° 1 OstgebietsV0 zum Kurs von
1 Zloty = 50 Deutsche Pfennig weitergewährt wordeno Ob

dieser Umrechnungskurs dem Umrechnungskurs entsprochen

hata der vor der Eingliederung der ehemals polnischen

Gebiete bis zum Jahre 1939 für den Umtausch von Zloty

in Reichsmark gegolten hab und ob er dem Kurs entsprochen

hat; nach dem der Zloty im Ausland — etwa in der Schweiz —
gehandelt worden ist, kann dahingestellt bleiben„ Für das

Ausmaß der Leistungsansprüche aus Versicherungsverhält-

nissen in der polnischen SozialVersicherung ist nämlich

auch in dem für die Berechnung der Rente des Klägers ab

10 Dezember 1952 zunächst noch maßgebenden FredeG vom

70 August 1953 auf die OstgebietsV0 verwiesen — $ }

Abs° 1 und Abs" 4 FredeG —„ Daraus ergibt sich, daß
bei Erlaß des FredeG diese Regelung der OstgebietsV0

nicht als eine "Unrechtsmaßnahme" des nationalsoziali-
stischen Regimes angesehen worden ist(’ Es ist allein

Sache des Gesetzgebers zu bestimmen‚ in welchem Ausmaß

er das Entschädigungsprinzip, das dem FredeG zugrunde

liegt„ verwirklichen Willo
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Gegen diese Art der Umrechnung kann auch nicht eingewandt

werden, daß in anderen Gesetzen höhere Umrechnungskurse
“für den Zloty festgesetzt werden sind und deshalb der Gleiche

heitssatz des Art„ 3 GG verletzt sei‚ wenn bei der Renten—

feststellung (nach altem Recht) der Zloty nur im Werte von
50 Deutsche Pfennig angerechnec werde(} Der Hinweis des Klägers

auf die 110 VG zur Durchführung des Feststellungsgesetzes vom

190 März 1959 (zugleich 15„ vo über Ausgleichsleistungen nach
dem Lastenausgleichsgesetz) — BGBl I 163 „ geht fehl; der
Kläger übersieht‚ daß es sich insoweit um anders liegende

Sachverhalte handelt, die nach anderen Prinzipien in einem

neueren Gesetz geregelt sind‚ und daß auch dort die Umrech—

nungssätze für den Zloty unterschiedlich festgesetzt sind;

nämlich im Verhältnis 1“: 0,67 für die Anwendungdes @20
Abs° 1 des Feststellungsgesetzes (vglo @ 1 Abs° 1 der V0)

und im Verhältnis 1 z O‚8O für die Berechnung der Einkünfte

nach @ 16 Abs„ 1 Nr° 1 des Feststellungsgesetzes oder nach

5 237 Abso 1 Nra 1 iVm 5 239 Abs„ 1 des Lastenausgleichs—
gesetzes (vglo @ 1 Abs° 2 der VO)„ Am ehesten vergleichbar

ist noch die Regelung für die Berechnung der ruhegehalt&=

fähigen Dienstbezüge ehemaliger Beamter aus Polen nach dem

Gesetz zu Art° 131 GG„ Diese Regelung sieht aber auch eine

Umrechnung zum Kurs von 1 Zloty = 50 Deutsche Pfennig vor

(vgl° @ 1 Ziff„ 18 der 2° DurchführungsV0 zum Gesetz 131

vom 12° November 1951 idF vom 40 Juni 1962‚ BGBl I 398)„

Daß dem Kläger mit dieser Umrechnung im Verhältnis 2 z 1

kein Unrecht geschehen ist, zeigt schließlich auch die

Regelung, die durch 5 5 der 1° DurchführungsV0 zum FredeG

vom 31° Juli 1954 (BGBl I 245) für die Gewährung von Steie
gerungsbeträgeh bei vollständigem oder teilweisem Verlust

von Versicherungsunterlagen getroffen werden ist„ Diese

...
\

\:S
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Regelung ist im vorliegenden Fall zwar nur für die angerech-

néte Versicherungszeit vom 1c Januar 193Ä bis zum 28„ Fe—
bruar 1935 zur Anwendung gekommen, für die Eeitragsunter-

lagen fehlen und für die der Kläger daher in die Gruppe 3

(uoa„ Buchhalter„ Rechnungsführer)_der Anlage 3 dieser
10 DurchführungsV0 eingestuft worden ist° Wäre aber die

polnische Beitragszeit von 1921 bis 1933, der hier für

die Errechnung des Steigerungsbetrags eine nachgewiesene

Gehaltssumme von 3605ü09—- RM (die Hälfte des für diesen
Zeitraum nachgewiesenen Zloty-Entgelts von 730080,—m Zloty)

zugrunde gelegt ist, wegen Verluste der Versicherungsunterw

lagen nach der Anlage 3 (Gruppe 3) der 10 DurchführungsV0,

zum FredeG anzurechnen
gewesen‚

so hätte auch nur eine

Gehaltssumme von 340430‚-- BM für die Errechnung des

Steigerungsbetrags zugrunde gelegt werden können (nämlich

zweimal 2„01o‚-e RM für die Jahre 1921 und 1922 plus drei-

mal 2„21054g BM für die Jahre 1923 bis 1925 plus

siebenmal 209402«« BM für die Jahre 1926 bis 1932 plus

3 2003—w BM für das Jahr 1933 = 340430,—— RM)O Auch dies

\estätigt die Richtigkeit der Umrechnung der nachgewiesenen

Zloty—Entgelte in RM (DM) im Verhältnis 2 z 13 denn es liegt

auf der Hand; daß beide "Berechnungsarten" ungefähr zu dem

0
(.

.

gleichen Ergebnis führen müsseno

Begründet erscheint die Revision des Klägers jedoch inso—

weit} als für die Höhe der Rente des Klägers von ihm

geltend gemachtaweitere Beschäftigungszeitén; nämlich

die Zeiten vom lo März 1935 bis 31° Dezember 1939 in

der polnischen Versicherung und die Zeiten vom 1„ Januar

1943 bis 51„ Dezember1944 in der deutschen Angestellten—
versicherung‚nicht berücksichtigt worden Sind„ Zwar hat

das LSG insoweit auf Grund eingehender Würdigung‚ ins—

12; ‘.
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besondere der Aussagen der'Zeugen und der Auskunft des
,

polnischen Versicherungsträgers vom 110 August 1959, die }}

Überzeugung erlangen dürfen‚ daß die Entrichtung von Bei;
trägen für diese Zeiten nicht glaubhaft gemacht sei„ Sub—

stantiierte Verfahrensrügen im Sinne von $ 164 Abse 2 Satz 2
SGG hat der Kläger in der Revision insoweit nicht geltend

gemacht° Das LSG hat aber möglicherweise überseheng daß vom

Inkrafttreten des neuen Fremdrentenrechts (l° Januar 1959)

an unter den Voraussetzungen des 5 16 FRGauch gggghä£tiggpge:
zeiten‚ für die Beiträge nicht entrichtet worden sind, anzuw
rechnen sindo Der Kläger, der nach den vom LSG beigezogenen

Verwaltungsakten der Beklagten (vgl° B10 11) im Besitz des

FlüchtlingsauSweises A ist‚ gehört zu dem Personenkreis
des 5 l (Buchsto a) FRG; die von ihm geltend gemachten

weiteren Beschäftigungen
— falls sie glaubhaft gemachtv

wären — hätte er in den Jahren 1935 bis 1959 in einem der

in @ 1 Abs„ 2 Nr° } des Bundesvertriebenengesetzes genannten

Gebiete (Polen) verrichtet° Nach dem Urteil des BSG vom
30° August 1966 (SozR Nr° 7 zu 5 16 FRG) würde @ 16 FRG
auch für die BeschäftigungsZeiten vom lo Januar 1943 bis

zum 310 Dezember 194% gelten, obwohl in dieser Zeit der
damalige Beschäftigungsort des Klägers (Königshütte) dem

Deutschen Reich eingegliedert gewesen ist„ Versicherungs-i

freiheit wegen Überschreitens der JahresarbeitSVerdienstm '

grenze schließt die Anwendung des 5 16 FRG (abgesehen von

5 18 Abs° 2 Satz 2 FRG) nicht aus° Das LSG hat daher nicht
davon absehen dürfen, eindeutige Feststellungen darüber /

zu treffen, ob und welche Beschäftigungszeiten nach dem

1° März 1935 glaubhaft gemacht werden„ Dies ist nicht

geschehen° In den Urteilsgründen (S0 20) ist zwar für die

Zeiten von 1935 bis 1939 auf die Eintragungen in dem 1940

ausgestellten Arbeitsbuch des Klägers Bezug genommen‚ in dem

u.‚a° auch für die Zeit Vom 1„ März 1935 (nämlich schon ab

- 35 „
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10 April 1934) bis 160 Juli 1956 eine Beschäftigung

als "Geschäftsführer im Konsumverein" eingetragen ist
und wonach ferner der Kläger vom 2° Januar 7937 bis

zum }lo Dezember 7939 "Geschäftsfüher in der Lublinitzer
Mühle und danach Geschäftsführer im deutschen Konsumverein

Königshütte gewesen sein soll"„ Wenn das LSG weiter gesagt

hat„ daß "diese Eintragungen „„„o die genannten Eeschäfti«

gungen glaubhaft machen K?BBSH”J so ist insbesondere mit
den zuvor gewürdigten‚ mit den Eintragungen im Arbeits—

buch nicht voll übereinstimmenden und auch untereinander

abweichenden Zeugenaussagen nicht erkennbar„ ob das LSG

diese Eeschäftigungszeiten als glaubhaft gemacht angesehen

ha£ oder nicht und aus welchen Gründen es, falls es diese

Beschäftigungen als glaubhaft angesehen hätte‚ zu der Über—

zeugung gelangt wärea daß diese Eeschäftigungeno wenn sie

im Bundesgebiet verrichtet worden wären‚ nach dem am

le März 1957 geltenden Bundesrecht Versicherungspflicht

nicht begründet hätten„

Da das Urteil des LSG sonach der Rechtslage nicht ent-

spricht‚ soweit der Anspruch des Klägers auf Zahlung des

Betrags von 683,90 DM übersehen werden ist, und da nicht

auszuschließen istg daß dem Kläger wegen der Berück—

sichtigung weiterer Beschäftigungszeiten ab lo Januar 7959

Anspruch auf eine höhere Rente zustcht, ist das Urteil des

LSG aufzuheben° Die Sache ist zur neuen Entscheidung an das

LSG zurückzuverweisen°
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Die E■tscheidung über die Kosten bleibt dem abschließenden

Urteil vorbehaltena
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